Kein Kuchen für Kellerkinder

Mit der erneuten Hartz-IV-Reform wurden nach langem Vermittlungsverfahren zwischen Bundestag und -rat die Sozialleistungen zur Sicherung des Existenzminimums mit Zustimmung der SPD weiter in den Keller gedrückt. Auch schärfere Sanktionsregeln, verschlechterte Rechtsmittel Erwerbsloser und die Öffnung des Gesetzes für geringere Leistungen für das Wohnen passierten den Vermittlungsausschuss unverändert. Kommunalen Entscheidungen in Sozialhilfefragen wurde mehr Gewicht gegeben und ein allgemeiner Mindestlohn wohl auf Jahre begraben.

Für Leistungsbeziehende der “Grundsicherung für Arbeitsuchende” (Hartz IV) wie auch der Sozialhilfe des Sozialgesetzbuches XII hat der aufgeblasene ‘Streit’ zwischen Opposition und Regierung um die Hartz-IV-Reform keine messbaren Verbesserungen gebracht [1]. Die Regelleistung (RL) des Alleinstehenden blieb bei von-der-Leyens 364 Euro - trotz gestiegener Preise. Ein noch ärmerer Teil der Bevölkerung wird als Berechnungsmassstab genommen, einige Verbrauchsgüter gleich ganz gestrichen wurden [2]. Würde die bisherige RL (359 Euro) nur um den zwischenzeitlichen Kaufkraftverlust korrigiert, wären 377 Euro zu zahlen (Berechnung des Paritätischen).

Verfassungskonforme Regelung?
Die Parteien erklärten gebetsmühlenartig, sie wollten diesmal verfassungskonforme RL beschiessen, die Vorgaben des Verfassungsgerichtes beachten [3]. Zweifel sind angebracht: – weder wurden Zirkelschlüsse vermieden (der RL wurde weiter der Verbrauch von Menschen zugrunde gelegt, die selbst nicht mehr als Hartz IV haben (“Aufstocker”) oder gar ein noch geringeres Einkommen (versteckt Arme); – noch wurden ausreichend Daten erhoben (für viele Bedarfsposten von Kindern weist das Statistische Bundesamt auch nach eigener Bewertung aufgrund zu gering erhobener Fallzahlen keine aussagekräftigen Werte aus, Beträge wurden freihändig eingesetzt [4]); – geschweige denn wurde transparent ermittelt, welche Ausgaben ein Mensch für ein menschenwürdiges Leben tätigen muss. Das Berechnungsverfahren wurde vorab nicht veröffentlicht, sondern ministeriumsintern so lange ‘zurechtgebogen’, bis aus den im September 2010 von Statistischen Bundesamt gelieferten Zahlen der Einkommens- und Verbrauchsstichprobe der politisch erwünschte RL-Betrag abgeleitet werden konnte. Das Stat. Bundesamt erklärte dem Ausschuss für Arbeit und Sozialordnung zudem selbst, dass es mit der EVS nicht erheben konnte, was Menschen verbraucht haben, sondern höchstens welche Ausgaben sie hatten. So hatten einige Haushalte gar keine Ausgaben für die Ernährung, da sie sich allein über Lebensmittelspenden (Tafeln) ernährten [5].

Ausgrenzung statt Teilhabe
Statt Teilhabe werden die neuen Hartz-IV-Sätze verschärfte Ausgrenzung zur Folge haben. Wo z. B. in der RL für Mobilität bei Erwachsenen nur knapp 23 Euro, bei Kindern und Jugendlichen nur 12 bis 13 Euro eingerechnet sind, ist mit Blick auf Preise des öffentlichen Nahverkehrs Vereinsamung oder Schwarzfahren nahe liegend. Da das Geld der RL für Nahrungsmittel sogar nominal weiter gekürzt wurde (z. B. Erwachsenen und Kleinkindern um 20 Cent täglich auf 3,73 bzw. 2,17 Euro [6]) wird die politisch so festgesetzte RL zum Schmiermittel für den Profit der Billiganbieter von Lebensmitteln, der wachsenden Einzelhandelsketten. Die Jagd nach Billigstangeboten wird zur Überlebensstrategie. Der RL fehlen allein für die ausreichende Ernährung 80 bis 100 Euro (Erwachsene und Jugendliche), an Produkte der Kategorien “bio” oder “fair” braucht diese Bevölkerungsgruppe nicht zu denken.

Für langlebige Gebrauchsgüter (z.B. Herd, Kühlschrank, Waschmaschine, Fahrrad) fehlt in der RL das Geld völlig. Das wussten selbst Union, FDP und SPD. Der Vermittlungsausschuss wurde am 11.02.2011 mit der alleinigen Begründung erneut angerufen, eine Regelung für derartige “spezifische Sonderbedarfe” wie auch für eine Monatskarte für den öffentlichen Nahverkehr in das SGB II und SGB XII aufzunehmen [7].

Unterstützung von SPD und Gewerkschaften für ein menschenwürdiges Leben – Mangelware
Derartige Extraleistungen wurden nicht beschlossen. Auch eine Korrektur der von der Regierungsbank vorgelegten RL-Ermittlung hat die Opposition nicht erreicht. Von-der-Leyen hat ihren Gesetzentwurf hier zu 100 Prozent durchgesetzt. SPD und Gewerkschaften waren keine wirkliche Opposition. Weder hat die SPD einen anderen RL-Betrag gefordert, noch haben sich deren Abgeordnete selbst auf Nachfrage festgelegt [8]. Die SPD hat, gemäß ihres Slogans, sie wolle “gute Arbeit schaffen, nicht Sozialleistungen erhöhen”, in den vergangenen Monaten viel über einen allgemeinen Mindestlohn gesprochen - aber auch hier nichts für die Leute in den Niedriglohnjobs erreicht. Die SPD günstige Voraussetzungen für ihre eigene Politik geschaffen. Sie kann billig für oberhalb des Existenzminimums liegende Mindestlöhne ‘streiten’, da das Existenzminimum weiter abgrundtief festgeschrieben wurde. Auch auf den DGB-Großkundgebungen des “heißen Herbstes” und in deren Redebeiträgen mussten Erwerbslose vergeblich auf Unterstützung warten. Nicht einmal der vom Paritätischen errechnete RL-Betrag von 441 Euro hatte der DGB auf der Fahne, geschweige denn die 500 Euro vieler Erwerbslosengruppen. So halten sich die DGB-GewerkschafterInnen alle Türen offen für Mindestlöhne, die statt Teilhabe Verelendung bedeuten. Nur andersrum wird ein Schuh daraus. Zuerst einen Minimumbetrag für ein menschenwürdiges Leben und gesellschaftliche Teilhabe ermitteln und darüber liegend den Mindestlohn für alle setzen. 

Auseinandersetzungen auf kommunaler Ebene

Je auf kommunaler Ebene soll zukünftig über Wohnungsgröße und -kosten (Miete, Heizung, Warmwasser) und die Leistungen für “Bildung und Teilhabe” von Kindern entschieden werden.

Für den Bereich des Wohnens gilt fortan, dass Kommunen für ihr Gebiet nach Genehmigung der Landesregierung per Satzung bestimmen können, welche Wohnungsgrößen und Aufwendungen für Unterkunft und Heizung “angemessen” sind. Auch Pauschalen sind zulässig. Dahinter steckt die Absicht, Kommunen bei den überwiegend von ihnen finanzierten Unterkunfts- und Heizkosten zu entlasten. Darin steckt die Gefahr weiterer Abschiebung Einkommensarmer in Billigstquartiere. Hier werden aber auch Felder für direkte politische Auseinandersetzung eröffnet, denn die wesentlichen Entscheidungen werden vor Ort getroffen. Ss müssen kommunale Satzung geschaffen, Angemessenheitsgrenzen ermittelt, begründet und veröffentlicht werden. Weiter sind die Preise verfügbarer Wohnungen auf dem örtlichen Wohnungsmarkt wie auch die “Schaffung und Erhaltung sozial ausgeglichener Bewohnerstrukturen” zu berücksichtigen, nötigenfalls kann der Bereich des örtlichen Leistungsträgers in mehrere Vergleichsräume mit unterschiedlichen Angemessenheitsgrenzen unterteilt werden, um sozialer Entmischung vorzubeugen (vgl. §§ 22 bis 22c SGB II). Hierum lassen sich trefflich Auseinandersetzungen führen – politisch und juristisch. Kommunale Leistungsträger werden aufgrund knapper Haushaltsmittel versucht sein, sich mit rigiden Unterkunftsgrenzen finanziell zu entlasten. Zusätzlichen Druck erfahren sie, da sie die Aufstockung niedriger Löhne durch Hartz IV in Folge der Ausweitung von Niedriglohnarbeit finanziell direkt zu tragen haben. Basisgewerkschaftlicher und politischer Selbstorganisation erwachsen vor Ort zugleich zwei Aktionsfelder: Arbeitskämpfe gegen Billigstarbeit und Kampf um die sozialen Standards vor Ort (hier der Unterkunftskosten).

Mehr für Kids
Im Bereich der Leistungen für “Bildung und Teilhabe” finden sich die wenigen tatsächlichen Verbesserungen für Erwerbslose. Hier hatten die Verfassungsrichter die genauesten Vorgaben gemacht, denn hier wurde in den vergangenen Jahren der meiste Druck entwickelt, die Glaubwürdigkeit des Hartz IV-System wohl am nachhaltigsten erschüttert. Hier hatten Erwerbslose selbst mit ihren UnterstützerInnen Extraleistungen für Schulbeihilfen erreicht, zunächst auf kommunaler, dann auf Bundesebene.

Bei Besuch von Kindertagesstätten und Schulen müssen (auf Antrag) seit Jahresbeginn 2011 die Kosten für ein- und mehrtägige Ausflüge in vollem Umfang übernommen werden, ebenfalls die Mehrkosten der Mittagsverpflegung, nötigenfalls auch die Kosten für Schülerbeförderung und Zusatzunterricht. Bis zum Alter von 18 Jahren sind bis zu 10 Euro monatlich für Vereinsbeiträge, Musikunterricht (alles § 28 SGB II) möglich. Für Schulmaterial gibt es weiter je Schuljahr 100 Euro (70 Schuljahresbeginn, 30 zum 2. Halbjahr). Die Zahlungen sollen direkt an Anbieter von Leistungen erfolgen - Ausdruck der Propaganda gegen “Unterschichten”. Ähnlich unbegründet und intransparent wie einzelne Bedarfsposten bei den Kinderregelleistungen wurden die Geldbeträge für Schulmaterial (100 Euro) und Vereinsbeiträge (10 Euro) ermittelt. Je Schuljahr entstehen (einschließlich Sportkleidung, -schuhe und -tasche) Kosten in Höhe von leicht mehreren 100 Euro und bei den Kosten für Sportverein oder Musikschule wird oft gleiches gelten. Bei höheren Bedarfen sollten Protest und Gerichtsverfahren hier große Erfolgsaussichten haben, da es ein Gebot der Menschenwürde ist, die tatsächlichen Kosten für die Entwicklung der Heranwachsenden zu tragen und die RL dafür so gut wie keine Mittel enthält [9].

Fazit
Menschen mit geringen Einkommen stehen weiter vor erheblichen Auseinandersetzungen. Ohne Organisierung von unten werden die bestehenden Erwerbslosengruppen darin kaum bestehen können. In neuen Bündnissen vor Ort wird sich erweisen können, wie brüchig das bestehende System ist und welche Erfolge breite lokale Bündnisse für ein besseres Leben erstreiten können.
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[1] Heiko Lanig’s Ausführungen dazu in ak Nr. 554, Okt. 2010, bleiben weiter gültig.

[2] Die 3-Euro-Erhöhung der RL zum 1.12.2012 ist keine tatsächliche Erhöhung, sondern ein pauschaler Ausgleich für die zwischenzeitliche Teuerungsrate. Eine tatsächliche Verbesserung für Leistungsbeziehende ist die zusätzliche Übernahme der Warmwasserbereitungskosten. Diese haben Erwerbslose einem ‘Buchhaltungsfehler’ im Ministerium zu verdanken, demzufolge dieser in der Liste der mit den 364 Euro der RL abzudeckenden Bedarfe fehlte. Warmwasser ist jetzt mit den Heizkosten (§ 22 SGB II) oder als Mehrbedarf (§ 21, 7 SGB II) abzudecken.

[3] Das Bundesverfassungsgericht hatte am 9.2.2010 die bisherige Leistungsbemessung von Hartz IV für verfassungswidrig erklärt, eine Neubestimmung bis zum 1.1.2011 verlangt.

[4] Beispiele dazu z. B. bei R. Martens, Folienvortrag vom 9.10.10, Folie 4 und 5 unter http://www.also-zentrum.de/material/Folien%20zu%20Vortrag%20Dr.%20R.%20Martens%209_10_10.pdf. Werte für Kinder wurden offenbar geschätzt, im Ergebnis würde sich rechnerisch eine Senkung der Kinderregelleistungen ergeben, die jedoch nicht umgesetzt wird.

[5] Dt. Bundestag, Wortprotokoll 41. Sitzung, 22.11.10, Nr. 17/41, 752-2401, Ausschuss für Arbeit und Soziales, S. 13, Sachverständige Kühnen (Statistisches Bundesamt).
[6] Anteile für Ernährung in der RL des Jahres 2010 und 2011 siehe im Folienvortrag der ALSO unter http://www.also-zentrum.de/material/kein%20Billigfra%DF.pdf, dort Folie 4; zur Erläuterung siehe Folie 5.

[7] Antrag aller Bundesländer, Bundesrat-Drs. 84/1/11 vom 11.02.2011.

[8] Vgl. www.regelsatzerhoehung-jetzt.org, dort: Resümee einer Befragung aller Bundestagsabgeordneten.

[9] Die Kosten der von den Kommunen vorzufinanzierenden Leistungen für “Bildung und Teilhabe” sind vom Bund zu erstatten (§ 46, 8 SGB II).
